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Der Senat eines Oberlandesgerichts ist mit einem Senats 
Präsidenten als Vorsitzenden nur dann vorschriftsmäßig 
besetzt,, wenn dieser durch den Umfang seiner Tätigkeit 
im Senat einen richtunggebenden Einfluß auf die Recht­
sprechung seines Senats ausübt. Dazu muß der Senats­
präsident mindestens 75 # der Aufgaben als Vorsitzender 
des Senats selbst wahrnehmenV
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B e s c h l u ß :

In Sachen
des Metzgermeisters Yrfilhelra

° B B B H ^ straße •>
Beklagten, Widerklägers, Berufungsklägers, Berufungs­
beklagten und Revisionsklägers,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt J^e^jerj^ron

g e g e n
den Malermeister Erich 
Straßei

in B|

, Widerbeklagten, Berufungskläger, 
Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

hat der Große Senat für Zivilsachen in der Sitzung vom 
19«, Juni 1962 unter Mitwirkung des Präsidenten des 
Bundesgerichtshofs Br. Heusinger als Vorsitzenden, 
des Senatspräsidenten Br. Haidinger und der Bundesrichter 
Br. Augusm.tih, Johannsen, Br. Bischer, Schuster,
Br. KrÜger-Kieland, Br. Heimann-Trosien, Br. Kreft,
Br. Hauß und Wilden 
beschlossen:

Ber Senat eines Oberlandesgerichtes ist mit 
einem Senatspräsidenten als Vorsitzenden 
nur dann vorschriftsmäßig besetzt, wenn 
dieser durch den Umfang seiner Tätigkeit 
im Senat einen richtunggebenden . Einfluß 
auf die Rechtsprechung seines Senats ausübt. 
Dazu muß der Senatspräsident mindestens 75 f* 
der Aufgaben als Vorsitzender des Senats 
selbst wahrnehmeno
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G r u n d e s

Io Der Vo Zivilsenat hat dem Großen Senat für Zivi­
sachen gemäß §§ 136, 137 GVG folgende Rechtsfragen zur 
Entscheidung vorgelegt;

lo Läßt sich die Frage, oh der Vorsitz in einem 
Senat eines Oberlandesgerichts während eines 
abgelaufenen Geschäftsjahres den gesetzlichen 
Anforderungen entsprach, stets schon aus dem 
Vergleich der Gesamtzahl der erledigten Spruch­
sachen mit der Zahl der unter dem Vorsitz des 
zum ordentlichen Vorsitzenden bestellten Senats­
präsidenten verhandelten und entschiedenen 
Spruchsachen beantworten ?

2o Im Fall der Bejahung der Frage 1:
Liegt ein dem Gesetz entsprechender Vorsitz im 
Senat nur vor, wenn mehr als 50 7* (60 $ ?
- 70 f ? -) aller Spruchsachen unter dem Vorsitz 
des ordentlichen Vorsitzenden verhandelt und 
entschieden wurden ?
■Dieser Vorlage liegt folgender Sachverhalt zugrunde

Nach dem Geschäftsverteilungsplan für das Jahr 1939 
war der Vorsitz im 5« Zivilsenat des Oberlandesgerichts 
Hamm dem Senatspräsidenten Dr. G e f l H H P  übertragenQ 
Dieser war jedoch nur zur Hälfte seiner Arbeitskraft 
dem 5. Zivilsenat zugeteilt, im übrigen hatte er die 
Geschäfte des stellvertretenden Vorsitzenden des Justiz­
prüfungsamtes wahrzunehmen. Infolge dieser Einteilung 
hatte Senatspräsident Dr. nach der einge­
holten Auskunft des Oberlandesgerichtspräsidenten im 
Jahre 1959 an 26 von 50 Sitzungstagen den Vorsitz ge­
führt und an 72 von 136 streitigen (52,2 #J sowie an 
5 von 17 (29»4 $) sonstigen Urteilen mitgewirkt. In 
dem beim V. Zivilsenat anhängigen Revisionsverfahren

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

hatte Senatspräsident Hr. G e m §  an dem ange­
fochtenen Berufungsurteil vom 5« November 1959 nicht 
mitgewirkt; vielmehr hatte in der Berufungsverhondlung 
der dienstälteste Oberlandesgerichtsrat den Vorsitz 
geführt.

Der V. Zivilsenat neigt dazu, die Rüge der Revi­
sion, das Berufungsgericht sei nicht vorschriftsmäßig 
besetzt, z.urückzuvveisen. Er will in Abweichung von 
der Auffassung des IV. Zivilsenats (BGHZ 20, 555; 28, 
338; m  Nr. 11 zu § 551 Ziff. 1 ZEO) bei der Frage, 
ob das Maß der Mitwirkung des ordentlichen Vorsitzenden 
den Anforderungen an eine gesetzgerechte Führung des 
Senats (§§ 117, 62 GVG) entspricht, nicht entscheidend 
auf die Beteiligung des ordentlichen Vorsitzenden an 
den Spruchsachen afeetellen. Bes weiteren meint der vor­
legende Senat, es könne in diesem Zusammenhang auch 
nicht allein auf die Zahl der unter Mitwirkung des 
ordentlichen Vorsitzenden entschiedenen Spruchsachen 
ankommen, weil diese sich nach tatsächlichen und recht­
lichen Schwierigkeiten nicht gleichsetzen ließen. Bei 
dieser Beurteilung müsse es als ausreichend angesehen 
werden, v/enn der ordentliche Vorsitzende in der Hegel 
in 50 $ aller Spruchsachen den Vorsitz führe«, Biese 
Auffassung stehe ebenfalls mit der Ansicht des IV. Zi­
vilsenats in Widerspruch, der eine an 75 $ heran- 
koramende Beteiligung fordere und der nach seiner Er­
klärung an dieser Ansicht festhalten wolle«
IIo Bie Voraussetzungen für eine Vorlage nach § 136 GVG 
sind gegeben. Bie von dem V. Zivilsenat vertretene 
Rechtsauffassung stellt jedenfalls insoweit eine Ab­
weichung von den angeführten Urteilen des IV. Zivil-
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Senats dar, als es sich um das Maß der notwendigen 
Mitwirkung des ordentlichen Vorsitzenden an den Auf­
gaben des Senatsvorsitzenden handelt * Des weiteren 
sind auch die Voraussetzungen für eine Vorlage nach 
§ 137 GVG gegeben (vgl. dazu BGHSt (GSSt) 14, 321).
IIIo Für die Entscheidung des vorlegenden Senats 
kömmt es allein darauf an, in welchem Umfang ein 
Senatspräsident die Aufgaben des ordentlichen Vor­
sitzenden wahrnehmen muß, um den gesetzlichen Vor­
schriften zu genügen. 2>aher beschränkt sich.der Große 
Senat'für Zivilsachen auf die Beurteilung dieser Frage 
und läßt es offen, ob die gleichen Grundsätze auch 
für die Oberlandesgerichtspräsidenten und ihre Ver­
treter zu gelten haben.

Nach §§ 115, 117, 62 GVG werden die bei den Ober­
landesgerichten gebildeten Zivil- und Strafsenate mit 
einem Senatspräsidenten als Vorsitzenden besetzt, so­
weit es sich nicht um den Senat handelt, dem sich der 
Präsident des Oberlandesgerichts angeschlossen hat.
Für eine gesetzestreue Anwendung dieser Vorschriften 
genügt eß-.;nicht, wenn einem Zivilsenat Guxtrh^ßen Ge­
schäft sver * eilungsplan ein Präsident als Vorsitzender 
zugeteilt wird, dieser jedoch die Aufgaben eines Vor­
sitzenden in dem betreffenden Senat nicht wahrnimmt. 
Eine solche Regelung würde eine klare Umgehung der 
genannten Vorschriften darstellen (RGSt 62, 368;
BGHSt 8, 17). Denn für diese Vorschriften kommt es 
nicht darauf an, was auf dem Papier steht, sondern 
allein darauf, wie die Verhältnisse bei der Führung
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des einzelnen Senats tatsächlich gestaltet werden, 'wie 
im einzelnen diese Verhältnisse gestaltet sein müssen, 
um den genannten Vorschriften zu genügen, darüber be­
sagen diese Vorschriften nichts. Das kann daher im 
einzelnen nur aus ihrem Sinn und ihrem Zweck entnommen 
werden.

1. Die Vorschriften über den Vorsitz in den Senaten, 
wollen im Rahmen des Möglichen eine zusätzliche Gewähr 
für die Güte und Stetigkeit der Rechtsprechung innerhalb 
der einzelnen Senate schaffen. Sie erkennen die Be­
deutung ah, die dem Vorsitzenden eines Kollegialgerichts 
im Regelfall für die Rechtsprechung zukommt, und wollen 
demgemäß im Rahmen des gesetzlich Möglichen sicher­
stellen, daß hierfür Richter eingesetzt werden, die 
besonders qualifiziert und ausgesucht sind. Nach dem 
Zweck dieser Vorschriften sollen mit den Aufgaben des 
Vorsitzenden Richter betraut werden, denen eine größere 
Sachkunde, eine reifere Erfahrung und eine bessere 
Menschenkenntnis als den übrigen Mitgliedern des Senats 
zukommt,

2. Unter Berücksichtigung dieses.gesetzgeberischen 
Grundgedankens wird in der höchstrichterlichen Recht­
sprechung bei der Anwendung dieser Vorschriften mit 
Recht hervorgehoben, daß der ordentliche Vorsitzende 
des Senats nur dann seinen Aufgaben in dem gesetzlich 
gebotenen Maß nachkommt, wenn er durch den Umfang seiner 
Tätigkeit im Senat einen richtunggebenden Einfluß auf 
die Rechtsprechung seines Senats ausüben kann. Denn
nur in diesem Pall kann die beabsichtigte, zusätzliche 
Gewähr für die Güte und Stetigkeit der Rechtsprechung 
durch den Einsatz qualifizierter Vorsitzender erreicht
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werden. Dabei ist unter richtunggebendem Einfluß nicht 
irgendeine Art des Dirigismus oder der Lenkung zu ver­
stehen, sondern eine Einflußnahme, die der Vorsitzende 
auf Grund seiner Sachkunde, seiner Erfahrung und seiner 
Menschenkenntnis durch geistige Überzeugungskraft aus­
übt. Diese in der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
geprägte Formel ist jedoch zu allgemein, um für sich 
allein eine praktisch brauchbare und gesicherte An­
wendung der Vorschriften über den ordentlichen Vor­
sitzenden eines Senats zu gewährleisten. Sie bedarf 
einer näheren Konkretisierung, die nicht etwa nur auf 
den Einzelfall bezogen ist, sondern die auch allgemein 
erkennen läßt, welche Maßstäbe anzulegen sind, um das 
Vorliegen des gesetzlich gebotenen, richtunggebenden 
Einflugseg des Vorsitzenden auf die Rechtsprechung 
seines Senats bejahen zu können.
IV. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der miti
den §•§ 115, 117, 62 GVG verfolgte Gesetzeszweck am 
sichersten und umfassendsten sichergestellt werden 
würde, wenn der Senatspräsident alle anfallenden 
richterlichen Aufgaben als Vorsitzender seines Senats 
selbst ^füllen.würde. Diese Ideallösung ist jedoch 
in der' Praxis vielfach nicht zu erreichen. Der Gesetz­
geber erkennt deshalb die. Notwendigkeit einer Ver­
tretung des ordentlichen Vorsitzenden durch einen 
Vertreter in der Vorschrift des § 66 Abs. 1 GVG'selbst 
an. Das ist nach Lage der Dinge auch gar nicht anders 
möglich.

1. Nach §§ 117, 66 Abs. 1 GVG führt bei Verhinderung 
des ordentlichen Vorsitzenden sein Vertreter den Vor­
sitz im Senat. Unter Verhinderung im Sinn dieser Vor­
schriften ist in erster Linie eine vorübergehende Ver-
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hinderung zu verstehen, wie sie etwa bei Krankheit oder 
Urlaub des ordentlichen Vorsitzenden, aber auch bei 
plötzlicher Mehrbelastung des einzelnen Spruchkörpers 
- etwa durch einen sogenannten Monstreprozeß vor einer 
großen Strafkammer - gegeben ist« Die Rechtsprechung 
hat darüber hinaus von jeher eine Verhinderung des Vor­
sitzenden im Sinn des § 66 Abs. 1 GVG auch dann ange­
nommen, wenn das Arbeitsgebiet des einzelnen Senats 
nach der Geschäftsverteilung schon von vornherein so 
groß bemessen ist, daß nicht alle Sachen unter dem Vor­
sitz des ordentlichen Vorsitzenden entschieden werden 
können. Diese Auslegung, die von dem Wortlaut des 
§ 66 Abs. 1 GVG gedeckt, wird - es heißt, dort nicht: 
vorübergehende” Verhinderung birgt Gefahren in 
sich, weil sie mit Sinn und Zweck des § 62 GVG in 
v.idempruch geraten kann« Sie ist deshalb nur erträg­
lich, wenn dabei dem leitenden Gedanken des § 62 GVG 
gebührend Rechnung getragen und auch insoweit mit dem 
gesetzlich vorgesehenen, richtunggebenden Einfluß des 
ordentlichen Vorsitzenden auf die Rechtsprechung seines 
Senats Ernst gemacht v;ird.

2« An die dargelegte Auslegung des § 66 Abs. 1 GVG 
knüpft sich daher die entscheidende Frage, welche Grenzen 
für eine Vertretung des ordentlichen Vorsitzenden nach 
Sinn und Zweck der §§ 115* 117, 62 GVG gezogen werden 
müssen, wenn eine Vertretung schon von vornherein nach 
der Geschäftsverteilung wegen Überlastung des Vor­
sitzenden notwendig ist. Dabei ist bedeutsam, daß Sinn 
und Zweck der genannten Vorschriften im. Interesse der 
Güte und Stetigkeit der Rechtsprechung des einzelnen 
Senats im Regelfall die Mitwirkung des ordentlichen 
Vorsitzenden verlangen.
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Beurteilt men unter diesem Gesichtspunkt die 
Rechtsprechung des Reichsgerichts, so muß man zu dem 
Ergebnis kommen, daß sie - jedenfalls soweit es sich 
um die Senatspräsidenten als Vorsitzenden handelt - 
mit Sinn und Zweck der §<' 117, 62 GVG nicht mehr ver­
einbart werden kann. Die Forderungen, die das Reichs­
gericht in diesem Zusammenhang an die Mitwirkung des 
ordentlichen Vorsitzenden gestellt hat, sind so 
gering, daß im Regelfall der stellvertretende Vor­
sitzende in seinem Senat die Aufgaben als Vorsitzender 
in einem größeren Umfang erledigen darf als der ordent­
liche Vorsitzende selbst (vgl. etwa RG JW 1932, 1142), 
daß also in der Mehrzahl der Fälle die richterlichen 
Entscheidungen nicht unter Mitwirkung des ordentlichen 
Vorsitzenden, sondern unter Mitwirkung seines Ver­
treters getroffen werden dürfen. Der gesetzliche Regel­
fall würde damit tatsächlich zum Ausnahmefall werden» 
Bas aber läßt sich mit Sinn und Zweck der Vorschriften 
der §5 115, 117, 62 GVG nicht vereinbaren« Die Gewähr 
für die Güte und Stetigkeit der Rechtsprechung, die 
diese Vorschriften sicherstellen wollen, würde bei 
dieser Rechtsprechung in der Mehrzahl der richter­
lichen Entscheidungen nicht mehr gegeben sein» Der 
richtunggebende Einfluß des ordentlichen Vorsitzenden 
auf die Rechtsprechung seines Senats steht bei dieser 
Auffassung als Forderung nur noch auf dem Papier und 
wird damit zu einer leeren Formel ohne entsprechenden 
Gehalt». Die Rechtsprechung des Reichsgerichts ist 
eigentlich nur zu verstehen - sie stammt im wesent­
lichen aus der Zeit um die Wende der zwanziger zu den 
dreißiger Jahren wenn man berücksichtigt, daß sie 
in einer ganz ungewöhnlichen Notzeit mit einer ganz 
ungewöhnlich mangelhaften Besetzung der Gerichte (vgl.
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RG. 119, 283; RGSt 55, 236; 56, 157), auch des Reichs­
gerichts (vgl* dazu Anm. von Heilberg zu RG JW 1932, 
1142), ergangen ist. Sie kann daher auch aus diesem 
Grunde für normale Zeiten nicht als Richtschnur hinge­
nommen werden*

Bei der Beantwortung der Frage, in welchem Umfang 
der Senatsprasident als ordentlicher Vorsitzender die 
in seinem Senat anfallenden richterlichen Aufgaben er­
füllen muß, muß siche'rgeotellt werden, daß auch in der 
Rechtswirklichkeit die Führung des Senatsvorsitzes 
durch den Senatspräsidenten entsprechend den Vor­
schriften der §§ 115, 117, 62 GVG den Regelfall bildet* 
Da der Senatspräsident grundsätzlich 3eine gesamte 
Arbeitskraft richterlichen Aufgaben zuwenden kann, 
würde die Auffassung, daß er nur zu 50 (oder noch 
weniger) die anfallenden richterlichen Aufgaben als 
Vorsitzender seines Senats zu erfüllen brauche, nicht 
dazu führen können, daß die Führung des Senatsvor­
sitzes durch den Senatspräsidenten auch in der Rechts­
wirklichkeit den Regelfall bildet* Bei dieser Auffassung 
wurden vielmehr im gleichen Umfang (oder in einem noch 
höheren Umfang).die richterlichen Aufgaben des Vor­
sitzenden eines Senats von einem stellvertretenden 
Vorsitzenden erledigt'werden können* Das geht nicht 
an. Man muß daher verlangen, daß der ordentliche Vor­
sitzende, wenn er Senatspräsident.ist - dasselbe gilt 
für den Dandgerichtsdirektor -, in jedem Fall den 
größeren Teil der in seinem Senat anfallenden Arbeit 
als. Vorsitzender des Senats selbst erledigt* Nur so 
kann er nach forensischer Erfahrung einen richtung­
gebenden Einfluß auf die Rechtsprechung seines Senats 
ausüben *
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Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte muß 
verlangt werden, daß der Senatspräsident mindestens 
75 i* der Aufgaben als Vorsitzender seines Senats selbst 
wahrnimmt. Nur ein solcher Prozentsatz ermöglicht es 
dem Senatspräsidenten, den gesetzlich geforderten, 
richtunggebenden Einfluß auf die Rechtsprechung seines 
Senats auszuüben. Auch trägt nur ein solcher Prozent­
satz in sachgerechter Weise dem gesetzlich geforderten 
Regelfall. Rechnung, daß nämlich ein Senatspräsident 
den Vorsitz in seinem Senat zu führen hat«,

5«, ^n diesem Zusammenhang erhebt sich noch die 
weitere Frage, wie im einzelnen Fall der notwendige 
Prozentsatz zu bestimmen ist, ob dafür die prozentuale 
Ziffer der- durch Urteil entschiedenen Sachen maßgeb­
lich ist und ob bestimmte Aufgaben des Vorsitzenden 
insoweit den Vorrang verdienen«,

Beides ist zu verneinen.
Eine Bestimmung nach der Zahl der durch Urteil ent­

schiedenen Sachen ist zu schematisch und berücksichtigt 
nicht, daß die einzelnen Spruchsachen in ihrer Bedeutung 
für die Rechtsprechung der einzelnen Senate außer­
ordentlich verschiedenes Gewicht haben können. Bas 
gilt namentlich in ihrer Bedeutung für den richtung­
gebenden Einfluß, den der Vorsitzende auf die Recht­
sprechung seines Senats nehmen soll. So sind die 
Spruchsachen, die verhältnismäßig leicht und schnell 
zu erledigen sind, in dieser Hinsicht meist weniger 
bedeutungsvoll als die großen und umfangreichen Sachen, 
die einer längeren Bearbeitung bedürfen und bei denen 
sowohl die Tatsachenfeststellung wie auch die Rechts­
anwendung besondere Schwierigkeiten bereitet. Eine rein
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schematische Bestimmung würde allzu leicht zu Folgerungen 
führen, die gerade nicht dem Grundgedanken der ?■§ 115,
117, 62 GVG entsprechen, nämlich dann, wenn der Vor­
sitzende die sog. ’'leichten” Sachen übernimmt und die 
schwierigeren seinem Vertreter überläßt. Die einzelnen 
Spruchsachen müssen daher gewogen und dürfen nicht ge­
zählt werden, wenn festgestellt werden muß, ob der 
ordentliche Vorsitzende in dem gesetzlich gebotenen 
Umfang seine Aufgaben als Vorsitzender wahrnimmt.

Des weiteren ist es auch nicht möglich, in dieser 
Hinsicht bestimmten Aufgaben des Vorsitzenden, etwa 
der Mitwirkung an Urteilen, den Vorrang zu geben oder 
auf die Erledigung solcher Aufgaben das alleinige Ge- • 
wicht zu legen. Denn es läßt sich nicht übersehen, daß 
die Entscheidung von Armenrechtssachen sowie die Mit­
wirkung an Beweis- und Beschwerdebeschlüssen unter 
Umstanden von gleicher, im Einzelfall sogar von 
einer größeren Bedeutung wie die Mitwirkung an Ur­
teilen sein kann. Es ist nicht möglich, in dieser Hinsicht 
generalisierende Grundsätze aufzustellen. Es muß 
daher dem pflichtgemäßen Ermessen des Vorsitzenden 
überlassen bleiben, auf welchem Wege er sich den ge­
botenen richtungweisenden Einfluß auf die Rechtsprechung 
seines Senats verschafft, in welchem Umfang er das 
durch Mitwirkung an Spruchsachen und durch Mitwirkung 
an anderen richterlichen Entscheidungen tut. Es steht 
somit allein in seiner Verantwortung, wie er seine Ar­
beitskraft bei der Erfüllung seiner richterlichen Auf­
gaben als Senatsvorsitzender im einzelnen einsetzt. 
Generell läßt sich das sinnvoll nicht festlegen.
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Nach alldem muß der ordentliche Vorsitzende mindestens 
75 der Aufgaten als Vorsitzender seines Senats insge­
samt seltst wahrnehmen. Eine nähere Spezifizierung oder 
Klassifizierung dieses Prozentsatzes ist nicht möglich. 
Dabei gehören zu den Aufgaben des Vorsitzenden nicht 
nur die rein richterlichen, sondern auch die mehr 
technischen oder verwaltungsmäßigen Aufgaben, die mit 
dem Amt eines Vorsitzenden verbunden sind, wie die An­
setzung von Terminen, die Bestimmung des Berichter- 
statters usw. Auch sie sind in diesem Zusammenhang 
voll zu berücksichtigen. Es geht nicht an, ihnen in 
dieser Hinsicht keinerlei Bedeutung beizumessen; 
andererseits ist es aber auch nicht möglich, ihnen 
ein überwiegendes Gewicht beizumessen, wie es das 
Reichsgericht in verschiedenen Entscheidungen getan 
hatte. Die Berücksichtigung auch dieser Aufgaben wird 
dazu führen, daß der ordentliche Vorsitzende im Regel- 
fall erheblich mehr als 50 $ der rein richterlichen 
Spruchtätigkeit im Rahmen seines Senats als Vorsitzender 
zu erledigen hat.

4» Der vorliegende Fall gibt noch zu der Früfung 
Veranlassung, ob etwas anderes zu gelten hat, wenn 
der Senatspräsident nicht seine volle Arbeitskraft 
seinen richterlichen Aufgaben widmet, sondern, wie 
hier, zu einem wesentlichen Teil seiner Arbeitskraft 
auch noch andere Aufgaben zu erledigen hat. Biese 
Frage muß verneint werden.

Kraft Gesetzes ist der Senatspräsident nur mit 
richterlichen Aufgaben befaßt. Besondere Verwaltungsauf­
gaben können ihm nur durch Verwaltungsanweisung über­
tragen werden. Eine solche Verwaltungsmaßnahme kann nicht 
dazu führen, daß die Anwendung der §§ 115» 117, 62 GVG 
bei ihm eine Änderung erfährt. Die gegenteilige Auffassung,
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die sich nur auf Zweekmäßigkeitsgründe stützen könnte, 
würde einen gefahrvollen Einbruch in die gesetzliche 
Regelung darstellen. Die Durchbrechung gesetzlicher 
Normen aus reiner Opportunität auf Grund einer Verwal­
tungsmaßnahme kann nicht gebilligt werden, wenn nicht 
die gesetzliche Vorschrift selbst dafür eine Grundlage 
bietet.

Diese rechtliche Beurteilung kann auch nicht zu 
Unzuträglichekeiten führen, weil es in einem Pall der 
vorliegenden Art durchaus möglich ist, daß das Präsidium 
die Zuständigkeit eines Senats, dessen ordentlicher Vor­
sitzender auch mit Verwaltungsgeschäften befaßt wird, 
entsprechend kleiner bemißt, damit der ordentliche Vor­
sitzende in einer den gesetzlichen Erfordernissen genü­
genden Form seine richterlichen Aufgaben als Vorsitzendei 
seines Senats erfüllen kann.

Heusinger Dr. Haidinger Dr. Augustin Johannsea

Dr. Fischer Schuster Krüger-Nieland Heimann-Troste 

Dr. Kreft Dr. Hauß Wilden
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